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ANALYSE

Auf dem Weg zu einer gemeinsamen EU-Energiepolitik?
Debatten iiber Energiesicherheit in Polen und Deutschland

Andreas Heinrich (Bremen), Julia Kusznir (Bremen), Aleksandra Lis (Posen), Heiko Pleines (Bremen),

Karen Smith Stegen (Bremen), Kacper Szulecki (Breslau)

Zusammenfassung

Das aktuelle Konzept einer europiischen »Energie-Union, das auf eine Initiative des amtierenden Prisiden-
ten des Europiischen Rates, Donald Tusk, in seiner Zeit als polnischer Ministerprasident zurtickgeht, betont
die Bedeutung regionaler Kooperation fiir die europiische Energiepolitik und insbesondere auch die Versor-
gungssicherheit. Dieser Beitrag untersucht mit Blick auf Polen und Deutschland, inwiefern unterschiedliche
Interpretationen und Formulierungen von Energiesicherheit in den beiden Mitgliedsstaaten der Europdi-
schen Union (EU) die Entwicklung einer gemeinsamen europiischen Energiepolitik behindern. Deutschland
und Polen nehmen in der Energiedebatte der EU eine hervorgehobene Stellung ein. Obwohl sie im Bereich
der Energiesicherheit in vielen Fillen mit dhnlichen Herausforderungen konfrontiert sind, vertreten sie auf-
grund divergierender Interpretationen hiufig unterschiedliche politische Losungen.

dhrend Deutschland die Entscheidung getroffen

hat, den Betrieb von Atomkraftwerken (AKW)
einzustellen und stattdessen den Ausbau erneuerbarer
Energien voranzutreiben, bleibt Polen diesen gegeniiber
skeptisch und erwigt den Bau seines ersten AKW. Auch
die Positionen zur Nutzung von Schiefergas divergieren.
Polen blickt mit Enthusiasmus auf das Potential dieser
Ressource, die Abhingigkeit von Energieimporten —
insbesondere aus Russland — zu reduzieren und so fiir
mehr Energiesicherheit zu sorgen. Deutschland hinge-
gen hat auf Umweltbedenken mit gesetzlichen Regelun-
gen reagiert, von denen erwartet wird, dass sie die Ent-
wicklung von Schiefergas bis auf weiteres auf Eis legen.
In Bezug auf erneuerbare Energien, Atomenergie und
Schiefergas kénnen Polen und Deutschland ihre jeweils
eigene nationale Politik verfolgen, solange keine EU-
weite Harmonisierung vorgeschrieben ist. Im Zusam-
menhang mit Gas-Pipelines und Stromleitungen sind die
Politiken aber miteinander verwoben und das Handeln
des einen Landes wird vom anderen als direkte Bedro-
hung wahrgenommen. Die grofSte Kontroverse zwischen
Deutschland und Polen im Bereich Energie ist eindeutig
der Bau der Nord Stream-Pipeline, die direkte Erdgas-
lieferungen aus Russland nach Deutschland ermégliche,
wobei die traditionellen Transitstaaten, so auch Polen,
umgangen werden. Aus diesem Grund verglich 2006
der damalige polnische Verteidigungsminister Radostaw
Sikorski (Biirgerplattform/Platforma Obywatelska— PO)
das deutsch-russische Pipeline-Abkommen mit dem Rib-
bentrop-Molotow-Pakt (Hitler-Stalin-Pakt). Im Som-
mer 2016 fithrten Pline, die Pipeline auszubauen (Nord
Stream II), abermals zu Spannungen. Bei einem Tref-
fen mit Bundeskanzlerin Angela Merkel im Juni 2016
erklirte die polnische Ministerprisidentin Beata Szydto
(Recht und Gerechtigkeit! Prawo i Sprawiedliwosé — PiS),

der Ausbau von Nord Stream sei eine »Investition, die
zur Spaltung Europas fithren wird«. Ein polnisches Kar-
tellverfahren hinderte in der Folge Unternehmen aus der
EU daran, mit Russland ein Joint Venture fiir das Nord
Stream II-Projekt zu griinden.

Debatten iiber Energiesicherheit riicken Energie-
fragen hiufig in den Bereich strategischer Planungen
und nationaler Sicherheit, wodurch sie internationale
Beziehungen im Energiebereich zu Fragen der Sicher-
heitspolitik machen kénnen. Daher untersucht dieser
Beitrag, wie Energiesicherheitsdebatten in Polen und
Deutschland das Denken iiber Energiepolitik prigen.
Auf diese Weise konnen wir die entscheidenden The-
men und mégliche Divergenzen und Gemeinsamkei-
ten im Denken der zwei Nachbarstaaten {iber Energie-
politik identifizieren.

Erneuerbare Energien

Im Bereich der erneuerbaren Energien verfolgen Polen
und Deutschland sehr unterschiedliche Strategien.
Deutschland arbeitet auf eine schnelle Wende zu erneu-
erbaren Energien hin, mit dem Ziel Atomenergie kurz-
fristig und fossile Energietrdger mittel- bis langfristig
ersetzen zu konnen. Im Gegensatz dazu betont Polen
die geopolitische Dimension der Energieversorgung.
Unter diesem Aspekt wird Kohle als notwendig fiir die
Gewihrtleistung einer umfassenden Stromversorgung
des Landes erachtet, wihrend Atomenergie — und per-
spektivisch auch ausgewihlte, wirtschaftlich zu produ-
zierende erneuerbare Energien — als zusitzliche Quel-
len gehandelt werden.

In Deutschland gelten erneuerbare Energiequellen
nicht als Bedrohung fiir die Energiesicherheit, sondern —
im Gegenteil - als der Weg, um diese zu erreichen. Auch
in Polen erkennen einige das Potential der erneuerba-



POLEN-ANALYSEN NR. 190, 01.11.2016

ren Energien. Viele sehen in ihrem Ausbau allerdings
ein mogliches Risiko fiir die Energiesicherheit. Erneuer-
bare Energien gelten, vor allem im Vergleich zu Kohle,
als teuer, unzuverlissig und schwankend. Deshalb wird
eine zunehmende Abhingigkeit von erneuerbaren Ener-
gien als Fortsetzung der aktuellen Abhingigkeitssitua-
tion Polens vom Ausland im Bereich der Energieversor-
gung wahrgenommen. Vor dem Hintergrund der seit
langem bestehenden polnischen Abhingigkeit von rus-
sischem Gas- und Olimporten sind viele im Land miss-
trauisch gegeniiber dem Entstehen von Abhingigkei-
ten von auslindischen (z. B. deutschen) Technologien,
insbesondere, wenn ihr Einsatz inlindische Akteure
benachteiligt. Die wirtschaftlichen, sozialen und poli-
tischen Kosten der Abkehr vom Kohlebergbau, an dem
100.000 Arbeitsplitze hingen, werden beispielsweise
als zu hoch empfunden. Auflerdem miisste die polni-
sche Energie-Infrastruktur ausgebaut und modernisiert
werden, um den Anteil erneuerbarer Energien am Ener-
giemix Polens zu erhohen, was erhebliche Zusatzkosten
bedeuten wiirde.

Auch in Deutschland gibt es Bedenken beziiglich der
Kosten der Wende zu erneuerbaren Energien und der
wirtschaftlichen Folgen fiir die deutsche Industrie und
private Verbraucher, insbesondere fiir die einkommens-
schwachen. Es ist allerdings festzuhalten, dass die Kos-
tendiskussion — ebenso wie die iiber gréflere Schwan-
kungen und das Risiko von Versorgungsliicken — oft mit
Blick auf den einzigartigen deutschen Weg gefithrt wer-
den, der die Férderung erneuerbarer Energien mit dem
Atomausstieg verbindet. Ein anderes Problem, das direk-
ter mit den erneuerbaren Energien zusammenhingt, ist
die Notwendigkeit des massiven und schnellen Ausbaus
der deutschen Starkstromleitungen.

Ein grofler Unterschied zwischen der deutschen
und der polnischen Debatte iiber erneuerbare Ener-
gien besteht darin, dass deutsche Medien und ExpertIn-
nen hiufiger positive Aspekte des Ausbaus erneuerbarer
Energien hervorheben, zum Beispiel dass eine technolo-
gische Vorreiterstellung eingenommen wird und neue
Arbeitsplitze geschaffen wiirden.

Eine iiberraschende Gemeinsamkeit ist die seltene
Thematisierung der klimatischen Auswirkungen der
verschiedenen Energiequellen sowohl in den deutschen
als auch in den polnischen Medien und Interviews: Wie
jiingere Studien ergeben haben, wird Energiesicherheit
nach wie vor stirker iiber Zuverlissigkeit und Kosten
als iiber Umweltfreundlichkeit definiert. Eine weitere
deutsch-polnische Gemeinsambkeit liegt in der Schwie-
rigkeit, angemessene politische Mafinahmen zu finden,
um den Ausbau und die Verbreitung erneuerbarer Ener-
gien zu unterstiitzen. In Polen ist die Wahrnehmung
verbreitet, die gegenwirtige Politik habe in erster Linie

grofle industrielle Akteure begiinstigt. In Deutschland
wurde vielfach das Problem der mangelnden Harmoni-
sierung erwihnt, wobei zum einen die fehlende Koor-
dinierung zwischen den Ministerien und zum anderen
die Zusammenarbeit von Bund und Lindern kritisiert
wurde.

Mit wenigen Einschrinkungen duferten Entschei-
dungstrigerlnnen und Expertlnnen beider Staaten in
Interviews positive Ansichten iiber eine verstirkte bila-
terale Kooperation im Energiebereich. Deutsche Inter-
viewpartner sind sich bewusst, dass die deutsche Praxis
der Einspeisung tiberschiissiger Energie in das polnische
Netz (Joop flows) fiir Polen problematisch ist. Die Mei-
nungsverschiedenheiten iiber Klima- und Atompolitik
wurden ebenfalls mehrfach erwihnt. Polnische Experten
betonten, dass Polen von der deutschen Energiewende
lernen konne, und wiesen auf das grofle Interesse pol-
nischer Kommunen hin. Auf nationaler und Unterneh-
mensebene besteht allerdings die Sorge, Deutschland
kénne seine Energiewende propagieren, um die eigene
Industrie voranzubringen und die deutsche technolo-
gische Dominanz auszubauen. Vom polnischen Stand-
punkt aus betrachtet wire eine Wende zu erneuerbaren
Energien leichter umzusetzen, wenn Deutschland —und
die EU - die politischen, 6konomischen und sozialen
Gegebenheiten in Polen stirker beriicksichtigen und das
Land dabei unterstiitzen wiirden, negative Folgen aufzu-
fangen. ExpertInnen aus beiden Lindern sind sich darin
einig, dass die Energiewende einfacher wire, wenn es
eine stirkere Koordination der verschiedenen Politikbe-
reiche gibe — sowohl innerhalb nationaler Grenzen als
auch iiber sie hinweg.

Atomenergie

Auch die polnischen und deutschen Debatten iiber
die Zukunft von Atomkraftwerken unterscheiden sich
erheblich. Sie gehen von verschiedenen Ausgangspunk-
ten und Bedenken aus. Zwar haben beide Staaten in den
1950er und 1960er Jahren mit Atomreaktoren expe-
rimentiert, jedoch hat nur Deutschland den Schritt
zur grof§ angelegten zivilen Nutzung atomarer Energie
gemacht. Zuerst errichtete die DDR das Atomkraftwerk
Rheinsberg, spiter folgte die Bundesrepublik Deutsch-
land. Nach der Wiedervereinigung blieben nur die west-
deutschen Reaktoren in Betrieb. Ab den 1980er Jahren
wurde eine allmihliche Abkehr von der Atomenergie dis-
kutiert. Allerdings wurde die Entscheidung zum Atom-
ausstieg erst in der Folge der Reaktorkatastrophe von
Fukushima (Japan) im Jahr 2011 getroffen — die letz-
ten AKW sollen 2022 vom Netz gehen. In Polen gab es
ab den spiten 1970er Jahren konkrete Pline zur Errich-
tung eines AKW, dessen Konstruktion in den 1980er
Jahren am Zarnowitzer See (Jezioro Zarnowieckie) bei
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Danzig (Gdarisk) begann. In den 1990er Jahren wurde
der Bau jedoch abgebrochen und ein Moratorium fiir
Atomenergie verkiindet, da es nach jahrelangen Protes-
ten einer Biirgerbewegung an der Baustelle gesellschaft-
lichen Protest im ganzen Land gab. Ab 2005 kam die
Idee, ein AKW zu errichten, erneut auf und seit 2009
wird das offizielle polnische Atomprogramm diskutiert,
mit dem Ziel, bis Mitte der 2020er Jahre zwei Reakto-
ren, moglicherweise wieder bei Zarnowitz, zu errichten.

In Deutschland steht der Sorge um die Sicherheit
der Reaktoren die Sorge iiber die moglichen Auswirkun-
gen des Atomausstieges auf die nationale Energiesicher-
heit im weiteren Sinne gegeniiber. Es wird auch bezwei-
felt, ob die Abschaltung der AKWs méglich ist, ohne
in Form der Nutzung von Kohle und Braunkohle fiir
die Grundlasterzeugung Kompromisse fiir die Sicher-
heit der Umwelt und bei der Bekdmpfung des Klima-
wandels einzugehen. In Polen werden Reaktorsicher-
heit und der Umgang mit atomarem Abfall lediglich auf
theoretischer Ebene diskutiert, wihrend die Argumen-
tation fiir die Konstruktion der ersten AKW des Lan-
des an den Kategorien Energieunabhingigkeit, Moder-
nisierung und Rentabilitit orientiert ist.

In den polnischen Medien wird Atomenergie als Ant-
wort auf die Abhingigkeit des Landes in der Energiever-
sorgung prisentiert. Hiufig wird hier Bezug zu Russland
genommen, obwohl aus Russland importiertes Erdgas
und Atomkraft im polnischen Energiemix nicht notwen-
digerweise austauschbar sind. Referenzpunkt der Sicher-
heit ist also das Atomenergieprojekt an sich — und die
beiden zentralen »Bedrohungen« oder Herausforderun-
gen, die erwihnt werden, sind die geringe gesellschaft-
liche Akzeptanz der Atomenergie und die wachsenden
Investitionskosten. Die polnische Regierung unter der
Fithrung der PO initiierte eine groflangelegte Medi-
enkampagne, die darauf abzielte, die entscheidenden
gesellschaftlichen Gruppen (Kommunen und unent
schlossene BiirgerInnen) zu iiberzeugen, das Atomener-
gieprojekt und die Argumente der nationalen Sicherheit
und der Modernisierung zu unterstiitzen.

»Ein Land, das im 6konomischen Aufstieg begriffen
ist, besonders eines wie Polen, kann sich eine verhilt-
nismiflig teure Investition nicht einfach aufgrund von
Launen leisten. Es stehen sehr ernstzunehmende Griinde
dahinter. Einer dieser Griinde ist unsere Konzeption von
Energiesicherheit, die Notwendigkeit, [Energiequellen]
zu diversifizieren, ebenso wie die Struktur der Ener-
gieproduktion im Stromsystemc, erklirte ein Vertreter
der damaligen Abteilung fiir atomare Energie im Wirt-
schaftsministerium. Andererseits wird die Rationali-
tit des Projektes und die Angemessenheit der Beteili-
gung der Regierung von anderen in Frage gestellt: »Man
fragt sich manchmal, ob die Regierung dieses Programm

wirklich durchdacht hat«, merkte ein Anwalt an, der an
der Gesetzgebung zur Atomenergie mitarbeitet. Als zen-
trale Bedenken werden Verzogerungen des Programms
und Fragen der 6konomischen Sicherheit auf gesell-
schaftlicher und nationaler Ebene vorgebracht.

In Deutschland ist die Frage der Atomenergie
wesentlich politisierter, was sich in Ausmafl und Hit
zigkeit der medialen Debatte zeigt. Die am hiufigs-
ten genannte Schwierigkeit der Energiepolitik des Lan-
des ist die Abhingigkeit von Importen und, ebenfalls
wichtig, der Klimawandel. In diesem framing stellt die
Atomenergie keinen Teil der Losung dar, sondern wird
zu einem Problem, das aufgrund bezweifelbarer Reak-
torsicherheit und atomarer Abfille mit Sicherheitsrisiken
verbunden ist. Auf der anderen Seite sorgt die Abschal-
tung der AKW fiir Bedenken beziiglich der Kosten, dem
moglichen Anstieg der Strompreise und der Unbestin-
digkeit erneuerbarer Energiequellen, die die Zuverlis-
sigkeit des Energiesystems einschrinken.

Die beiden nationalen Perspektiven — oder zumin-
dest die dominanten Positionen, die sich aus den Debat-
ten ableiten lassen, — sind schwer miteinander zu verséh-
nen. In Deutschland ist die Anti-Atomkraft-Stimmung
sehr stark und es besteht ein breiter Konsens zugunsten
eines allmihlichen oder schnellen Atomausstiegs. Deut-
sche BiirgerInnen und Umweltorganisationen protes-
tierten dariiber hinaus gegen das polnische Atomener-
gieprojekt, indem sie hunderte von Protestbriefen an
verschiedene zustindige Stellen sandten, in denen sie sich
in der Regel auf die Aarhus-Konvention zur transnatio-
nalen Abschitzung von Umweltfolgen bezogen. Was in
Deutschland als logischer Schritt wahrgenommen wird,
um unndtige Risiken zu reduzieren und das Energiesys-
tem und die Wirtschaft umzugestalten, scheint aus pol-
nischer Perspektive alles andere als rational zu sein. »Ich
denke, in Polen haben wir eine Gesellschaft, die ausrei-
chend rational ist, wihrend das, was wir in Deutsch-
land sehen, fiir mich ein logischer Irrweg ist. Es gibt dort
keinen Raum fiir Diskussion, aber in einem demokrati-
schen Staat sollte es immer Raum fiir Diskussion geben.
In dieser Debatte bedeutet eine gegensitzliche Meinung
Riickschrittlichkeite, erklirte ein polnischer Energieex-
perte, der 2013 an einer deutsch-polnischen Diskussion
iiber Atomenergiepolitik in Berlin teilnahm.

Die Nord Stream-Pipeline

Noch kontroverser wird die Nord Stream-Pipeline dis-
kutiert, die Russland die Méglichkeit gibt, Erdgas durch
die Ostsee direkt nach Deutschland zu liefern, wobei
die Transitstaaten in Mittel- und Osteuropa, darunter
auch Polen, umgangen werden. Wihrend Polen und
Deutschland in Bezug auf erneuerbare Energien und
Atomenergie im Prinzip unabhingig voneinander ver-
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schiedene Strategien verfolgen kdnnen, werden Hand-
lungen im Zusammenhang mit Pipelines vom jeweils
anderen Staat als direkte Bedrohung wahrgenommen.
In Polen ist die Diskussion iiber die Nord Stream-
Pipeline in den Medien und im Parlament iiber alle
Parteigrenzen hinweg enorm negativ gewesen. Nord
Stream giltals politisch motiviert und als Gefahr fiir die
polnische Energiesicherheit. Im Vergleich zu Deutsch-
land fand im polnischen Parlament eine sehr viel brei-
tere Debatte statt. Ohne dass positive Aspekte der Nord
Stream-Pipeline zur Sprache gekommen wiren, wurde
ihre Konstruktion direkt mit 6konomischen Bedrohun-
gen und mit politischen Risiken in Verbindung gebracht.
Es wurde das Argument vorgebracht, dass Russland
nach Abschluss des Baus der Pipeline seine Gasliefe-
rungen nach Polen aussetzen kénnte, ohne Deutschland
und anderen westlichen Verbraucherlindern zu schaden.
Auflerdem wiirde der Bau der Pipeline Umweltschiden
verursachen, zu einem Verlust von Transitzahlungen
fiir russisches Gas fithren, das momentan durch Polen
geleitet wird, und die Hafeneinfahrt in Swinemiinde
(Swinougjscie) fiir grofere Schiffe blockieren, was wiede-
rum die Diversifizierung der Energieversorgung beein-
trichtigen wiirde. In den polnischen Medienberichten
waren die Hauptbedrohungen, die mit der Nord Stream-
Pipeline in Verbindung gebracht wurden, politischer Art,
gefolgt von wirtschaftlichen und Umweltrisiken, wobei
technische Risiken nur selten thematisiert wurden.
Die deutsche Diskussion iiber die Nord Stream-Pipe-
line fiel positiver aus. Das Projekt ist hiufig als alternative
Transportroute dargestellt worden, die Transitstaaten
wie die Ukraine umgeht und auf diese Weise die deut-
sche Energiesicherheit stirkt. Abweichende Stimmen
haben in erster Linie die mit dem Bau der Pipeline ver-
bundenen Umweltrisiken hervorgehoben, die Schiden
fiir die Beziehungen Deutschlands mit Polen und den
baltischen Staaten, die sich entschieden gegen die Pipe-
line stellen, sowie die wachsende Abhingigkeit von rus-
sischen Gaslieferungen. Im deutschen Parlament gab es
nur eine kleine Diskussion iiber die Nord Stream-Pipe-
line. Wihrend die verschiedenen Regierungskoalitio-
nen unabhingig von den beteiligten Parteien die Pipe-
line im Allgemeinen befiirworteten, waren die Griinen
(kurz nach der Unterzeichnung des Pipeline-Vertrages
im Herbst 2005 in der Opposition) am kritischsten.
In deutschen Medienberichten ist die Pipeline als ein
politisches Projekt kritisiert worden, mit dem Druck auf
die Transitstaaten fiir russisches Gas ausgeiibt werden
soll und das die Beziehungen zu Polen und zu den balti-
schen Staaten belastet. AufSerdem werden eine verstirkte
Abhingigkeit von russischem Gas und das Risiko von
Umweltschiden fiir die Ostsee als Folgen der Pipeline
gesehen. Zudem ist argumentiert worden, dass Nord

Stream im Verhiltnis zu alternativen Uberland-Pipe-
lines zu teuer sei.

Zusammenfassend lisst sich festhalten, dass die emo-
tionalere polnischen Debatte sich weitgehend auf eine
Sicht beschrinkte, in der die meisten Risiken direkt mit
Angsten vor einer russisch-deutschen Anniherung auf
Kosten polnischer Interessen verkniipft wurden. Die weit
weniger aufgeregte deutsche Debatte konzentrierte sich
auf die Umweltrisiken, wihrend Verweise auf politische
Risiken in der Regel im Kontext der bewussten Refle-
xion polnischer Bedenken gemacht wurden.

Basierend auf dieser Analyse der polnischen Debatte
ldsst sich argumentieren, dass die Ukrainekrise 2014 in
Kombination mit dem Wechsel Donald Tusks vom Amt
des polnischen Ministerprisidenten zum Prisidenten
des Europiischen Rates die Voraussetzung dafiir schuf,
dass die polnische Bedrohungswahrnehmung die euro-
piische Energiepolitik stirker prigte und Tusks Vor-
schlige in das Konzept der EU fiir die Energie-Union
einflossen.

In diesem Zusammenhang ist es umso aufschlussrei-
cher, dass der 2015 von Gazprom vorgebrachte Vorschlag
zum Ausbau der Nord Stream-Pipeline das Gefiihl eines
Déja-vu hervorgerufen hat. Die Bundesregierung hat
erneut erklirt, der Ausbau der Pipeline sei kein politi-
sches, sondern ein 6konomisches Projekt. In der Ant-
wort auf eine offizielle Anfrage der Parlamentsfraktion
der Griinen verkiindete sie im April 2016, dass Gaz-
proms Position auf dem europiischen Binnenmarkt »in
erster Linie von der Wettbewerbsfihigkeit russischer
Gaslieferungen im Wettbewerb mit anderen Anbietern«
abhinge. Der polnischen Forderung, die Pipeline iiber
Land iiber polnisches Territorium zu verlegen, entgegnet
die Bundesregierung, das Nord Stream-Konsortium sei
in den eigenen finanziellen und wirtschaftlichen Ent
scheidungen frei.

Tusk gab allerdings zu bedenken, dass der Nord
Stream-Ausbau nicht den EU-Energierichtlinien iiber
die Diversifizierung der Versorgung entspriche und
die Rolle der Ukraine als Transitstaat untergrabe. Wie
bereits erwihnt, sprach die polnische Ministerprisiden-
tin Beata Szydlo bei einem Treffen mit Bundeskanzlerin
Angela Merkel im Juni 2016 mit Blick auf die Folgen
eines Ausbaus der Investition von einer »Teilung Euro-
pas«. Als Reaktion auf ein polnisches Kartellverfahren
entschieden die an dem Nord Stream II-Projekt betei-
ligten Unternehmen im August 2016, sich fiir den Aus-
bau nicht zu einem Joint Venture zusammenzuschlie-
Ben. Erneut zeigte diese Episode unabhingig von der
Zukunft des Projektes, dass die polnischen und deut-
schen Wahrnehmungen der Energiesicherheit in Bezug
auf russische Gaslieferung so gegensitzlich sind wie eh
und je.
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Schiefergas

Schiefergas hat in letzter Zeit in Europa eine Vielzahl
von Kontroversen und Hoffnungen hervorgerufen, wie
an den Energiedebatten in Polen und Deutschland abzu-
lesen ist. Wihrend Polen das Schiefergas-Projekt anfangs
sehr enthusiastisch anging, wihlte Deutschland unter
Beriicksichtigung von Umweltrisiken und der 6ffent-
lichen Meinung eine wesentlich vorsichtigere Heran-
gehensweise. In Polen und Deutschland greifen zwei
Problemstellungen ineinander: Die Verfiigbarkeit von
Schiefergas als Ressource und die technologischen Risi-
ken des Produktionsprozesses (fracking). Dementspre-
chend kann zwischen Debatten iiber die Bedeutung
von Schiefergas fiir die Energiesicherheit einerseits und
Debatten iiber die Umweltrisiken von fracking anderer-
seits unterschieden werden. Wihrend der erste Aspekt
die polnischen Diskussionen prigt, ist letzterer in der
deutschen Schiefergasdebatte prisenter.

Polnische Medien haben iiber Schiefergas in ers-
ter Linie im Hinblick auf Polens Abhingigkeit von
russischen Gaslieferungen berichtet, insbesondere zu
Beginn der Debatte im Jahr 2011. Russland wurde hiu-
fig als potentielle Bedrohung fiir die polnische Ener-
giesicherheit genannt. Allerdings wurde dem fracking
als Umweltbedrohung, die zur Vergiftung des Wassers
fithren und die Umwelt beschidigen kann, das gleiche
Mafd an Aufmerksamkeit gewidmet (siche auch Polen-
Analysen Nr. 154). In Deutschland brachten Medien-
berichte Schiefergas mit der Problematik des Klima-
wandels und mit der Unzuverlissigkeit erneuerbarer
Energien in Verbindung. Die Hauptbedrohungen und
-risiken, von denen deutsche Medien im Zusammen-
hang mit der Schiefergasdebatte berichteten, waren die
Abhingigkeit von Energieimporten, hohe Gaspreise,
Umwelt- und Landschaftsschiden sowie CO,-Aus-
stéf8e. In der polnischen Presse wurde letzteres nicht
thematisiert.

In Polen durchgefiihrte Interviews mit Expertln-
nen offenbarten ihre pragmatische Einstellung zur Rolle
von Schiefergas fiir die Steigerung der polnischen Ener-
giesicherheit. Die Interviews wurden 2015 und 2016
durchgefiihre, als die erste Welle der Begeisterung fiir
Schiefergas in Polen abgeebbt war, nachdem einige glo-
bale Erdol- und Erdgasunternehmen, die die Explo-
ration vorangetrieben hatten, Polen wieder verlassen
hatten. Polnische Expertlnnen duflerten, dass mehr
Untersuchungen und Forschung notwendig seien, um
den Umfang des kommerziell verwertbaren Gases in
Schiefergesteinsformationen realistisch einschitzen zu
kénnen. Dementsprechend lautete die am hiufigsten
wiederholte Empfehlung, vor Ort weitere Untersuchun-
gen durchzufiihren und so viel wie méglich iiber den
Umfang férderbarer Vorkommen in Polen herauszufin-

den. Bis Juni 2016 sind etwa 70 Explorationsbohrungen
durchgefithrt worden, wobei zirka 200 solcher Bohrun-
gen notwendig sind, um sich ein Bild des kommerziell
nutzbaren Schiefergasvorkommens in Polen machen zu
kénnen. Auch in Deutschland wurde vielfach die Emp-
fehlung zu weiteren Schiefergasuntersuchungen gege-
ben. Dabei ging es in der Regel jedoch um Einschitzun-
gen zu den Folgen der Nutzung von Schiefergas fiir die
Umwelt. Das Moratorium der Bundesregierung fiir die
Zeit, bis die Risiken besser bekannt und messbar sind,
wurde als eine gute Losung beurteilt.

Allerdings hat das Polnische Nationale Geologi-
sche Institut die bisher einzigen Untersuchungen in
Europa durchgefiihrt, die verschiedene Auswirkungen
der Schiefergasforderung auf die Umwelt messen. Diese
wurden jedoch nicht in eine spezielle Gesetzgebung
umgesetzt. Auflerdem bleibt den ExpertInnen des Insti-
tuts zufolge das Problem des Umgangs mit den Abfil-
len des fracking in Polen ungeldst. Eine entsprechende
Gesetzgebung wurde im deutschen Bundestag entwor-
fen und schliefflich im Juni 2016 verabschiedet.

In beiden Lindern hat das Interesse an Schiefergas
in letzter Zeit wegen der sinkenden Ol- und Gaspreise
abgenommen. Fracking ist eine teure Technologie, so
dass Schiefergas bei Olpreisen unter 50 US-Dollar pro
Barrel nicht mehr rentabel ist. Dennoch hat die polni-
sche Regierung ein Gesetz iiber die Versteuerung unkon-
ventioneller fossiler Brennstoffe vorbereitet und das pol-
nische Geologierecht abgeindert, um die Bedingungen
fiir eine Neubelebung des Schiefergas-Projektes zu schaf-
fen, sobald die Ol- und Gaspreise auf dem Weltmarke

erneut steigen.

Internationale Verbindungsleitungen fiir
Strom

Sowohl fiir Deutschland als auch fiir Polen bringt die
bestehende Infrastruktur fiir Elektrizitit Probleme mit
sich. In Polen sind die Ubertragungs- und Verteilungs-
netze in schlechtem Zustand und in vielen Regionen
fiir die langfristige Versorgung von Bevolkerung und
Industrie nicht ausreichend. In Deutschland bleiben
die Jahrzehnte der Teilung in West und Ost sichtbar, da
die wenigen Verbindungen zwischen den Gebieten der
zwel fritheren Staaten den Verbindungsleitungen zwi-
schen zwei separaten nationalen Systemen gleichen. Dies
wird im Zusammenhang mit der Ausweitung des Ein-
satzes erneuerbarer Energien zunehmend zum Problem,
da erneuerbare Energien hiufig in Gebieten mit gerin-
ger Bevolkerungsdichte und schlechter Energieinfra-
struktur produziert werden. In Kombination mit einem
Handelssystem, das nicht den tatsichlichen Méglichkei-
ten des Energieflusses entspricht — nicht nur Branden-
burg und Bayern liegen in derselben Marktgebietszone,
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sondern auch Baden-Wiirttemberg und Osterreich —,
fithre das zu hiufigen unkontrollierten Elektrizitits-
Ringfliissen (Joop flows), also dazu, dass Energie aus
dem deutschen Nordosten durch das polnische Netz
nach Siiden flief3t.

Obwohl polnische JournalistInnen und ExpertIn-
nen der deutschen Seite hiufig vorwerfen, diesem Pro-
blem nicht im angemessenen Mafle Aufmerksamkeit
zu widmen, ist die Debatte iiber Verbindungsleitun-
gen und Ubertragungsnetze in den deutschen Medien
erheblich prominenter als in den polnischen. Von den
1.457 im Rahmen unseres Projektes analysierten Arti-
keln aus deutschen Medien, die auf das Elektrizitits-
system Bezug nehmen, nennt ein grofler Teil verschie-
dene Formen technischer Gefahren fiir das System.
Vor allem werden das unzureichende Netz themati-
siert sowie die Méglichkeit von Blackouts und Pro-
bleme, die fiir benachbarte Systeme entstehen kénnen.
Viel davon wird den »nicht kontrollierbaren« erneuer-
baren Energien angelastet, zumindest von den konser-
vativen Medien.

Die am hiufigsten vorgeschlagene Losung ist die
einfache, »negative«: Die Trennung der zwei Energie-
systeme. Da es aber de facto unméglich ist, die Ver-
bindung zu kappen, sind auf Druck des polnischen
Netzbetreibers an den zwei deutsch-polnischen Ver-
bindungsstellen Phasenschieber installiert worden. Eine
»positive« Losung wire die Integration Polens in die mit-
teleuropdischen Stromlieferungen durch die Auswei-
tung der Ubertragungsinfrastruktur auf beiden Seiten
der Grenze und den Bau neuer Verbindungsleitungen.
Das ist aus wirtschaftspolitischen Griinden allerdings
schwierig, da die grof8ere Integration der Leitungsnetze
zu mehr Wettbewerb unter den Stromanbietern fiihrt
und damit die teureren Stromquellen aus dem Handel
gedringt wiirden. Frither waren die deutschen Preise
héher, in den letzten Jahren lagen aber die polnischen
Energiepreise im Grof8handel konstant iiber den deut-
schen. Polnische Stromproduzenten kénnten also in
ihrem eigenen Land durch deutsche Stromlieferungen
verdringt werden.

Eine radikalere Mafinahme wire es, die bishe-
rigen Marktgebietszonen aufzulésen und einen auf
den tatsichlichen Energiefliissen basierenden, trans-
nationalen Kapazitits-Koordinations-Mechanismus
zu errichten, der Deutschland und Polen als zwei Ele-
mente desselben Systems behandeln wiirde. Obgleich
diese Losung unter den Aspekten Systemstabilitit,
Ausbau der erneuerbaren Energien sowie unter dem
sozialen Aspekt die rationalste wire, ist sie politisch
umstritten, da sie beiden Staaten einen Teilverzicht
auf Souverinitit iiber ihre Energiesysteme abverlan-
gen wiirde.

Fazit

Die Analyse der Mediendebatten zeigt, dass sich die
Bedenken Polens und Deutschlands beziiglich der Ener-
giesicherheit deutlich unterscheiden. Im Allgemeinen
gibt Deutschland der technologischen Innovation und
der Stabilitit seiner Elektrizititssysteme und Uber-
tragungsnetzwerke die Prioritdt, wihrend Polen den
Schwerpunkt auf Autarkie und Unabhingigkeit von aus-
lindischen Einfliissen, insbesondere von russischen und
deutschen, legt. Allerdings teilen die beiden Staaten, wie
ausfiihrliche Interviews mit deutschen und polnischen
Energieexpertlnnen (PolitikerInnen, Regierungsvertre-
terlnnen sowie Reprisentantlnnen aus Think-Tanks und
Industrie) zeigten, die Dreiecks-Definition von Ener-
giesicherheit als bestehend aus Versorgungssicherheit
(Zuverlissigkeit), Nachhaltigkeit (Umweltfreundlich-
keit) und Wettbewerbsfihigkeit (Finanzierbarkeit).

Interessanterweise werden in Energiesicherheitsde-
batten iiber AK'W und Schiefergas zwei unterschiedliche
Themen miteinander vermengt: die technische Sicher-
heit (im Sinne des englischen Wortes safety) und die
Versorgungssicherheit (im Sinne von security). Sowohl
im Polnischen als auch im Deutschen werden beide
Konzepte durch dasselbe Wort ausgedriicke (bezpieczeri-
stwo bzw. Sicherbeit). Diese linguistische Anmerkung
ist deshalb bedeutsam, weil separate Herausforderun-
gen und die Regelungsgebiete Reaktor- und fracking-
Sicherheit einerseits und nationale Energiesicherheit
als gesicherte Energieversorgung andererseits leicht ver-
schwimmen, wenn sie sprachlich in einem vereinenden
Konzept zusammengefasst sind. Deshalb kann sich die
Frage nach Risiken und Bedrohungen im Zusammen-
hang von Atomenergie und Schiefergas als problema-
tisch erweisen.

Indessen hat unsere Studie gezeigt, dass Deutsch-
land und Polen sowohl im Bereich Atomenergie als
auch Schiefergas unterschiedliche Ansitze verfol-
gen. Wihrend Deutschland die technische und 6ko-
logische Sicherheit von Atomenergie und Schie-
fergas in den Fokus nimmt, betrachtet Polen beide
als potentielle Quellen sicherer, sprich verlisslicher
Energiequellen und lenkt die Debatte in Richtung
Versorgungssicherheit.

Strategische Energieinfrastruktur — die Nord
Stream-Pipeline und die internationalen Verbindungs-
leitungen fiir Strom — wird in Polen in ein negativeres
Licht gestellt als in Deutschland. Es ist schwierig, die
beiden Typen von Infrastruktur zu vergleichen, doch
verursacht jede Art grenziiberschreitender Infrastruk-
tur auf polnischer Seite groflere Sorgen und fiithrt zu
Debatten iiber die mogliche Instrumentalisierung von
Energieinfrastrukeur fiir politische Ziele und iiber eine
zunchmende Abhingigkeit von anderen Staaten.



POLEN-ANALYSEN NR. 190, 01.11.2016

Aus diesen Ergebnissen resultieren mehrere Empfeh-
lungen. Zunichst zeigte unsere Studie, dass auf beiden
Seiten weitere Lernprozesse notwendig sind. Es besteht
eine Reihe von falschen Annahmen und Missverstind-
nissen iiber die Energiepolitik des jeweiligen Nachbarn.
Unsere InterviewpartnerInnen riumten ein, dass sehr
wenig Kooperation und Dialog in den von uns unter-
suchten Bereichen der Energiepolitik bestehe.

Esist wichtig, die unterschiedlichen Perspektiven des
polnischen »geopolitischen« und des deutschen »dkono-
mischen« Ansatzes in der Energiepolitik zu verstehen,
ohne einen der beiden zu karikieren. Beide Perspekti-
ven kénnen Grundlage fiir rationale Politikgestaltung
sein, wobei Entscheidungen und Strategien auf unter-

ren, wie Akteure des Energiesektors funktionieren und
agieren. Um diese Unterschiede zu iiberwinden, ist es
wichtig, sich in die Lage des Gegeniibers zu versetzen,
um eine gemeinsame Basis zu finden.

Europiische Energiepolitik und die Energieunion
miissen Ansitze hervorheben, die keine Nullsummen-
Losungen sind, und die vielfiltigen Vorteile kooperati-
ver Ansitze zur Energiesicherheit und -erzeugung beto-
nen. Die EU-Institutionen bieten das beste Forum, um
Vertrauen zwischen den Regulationsorganen nationaler
Energiepolitiken und EntscheidungstrigerInnen her-
zustellen und um auf dem Weg zu einer tieferen Inte-
gration in der Zukunft Transaktionskosten zu senken.

Ubersetzung aus dem Englischen: Tabea Pottiez
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TABELLEN UND GRAFIKEN ZUM TEXT

Die Energiewirtschaft Polens und Deutschlands im Vergleich
Grafik 1: Energiebedarf2014 (in Mio. Tonnen Erdéliquivalent)
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Anmerkung: Die Summe aus Produktion und Netto-Import ist fiir beide Linder grofSer als der Verbrauch, da ein Teil der Energie gespei-
chert (und damit nicht verbraucht, sondern gelagert) wurde.

Quelle: International Energy Agency, <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=POLAND&pro
duct=Indicators> und <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=GERMAN Y&product=Indicators>

Grafik 2: Energieverbrauch pro Kopf 2014
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Quelle: International Energy Agency, <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=POLAND&pro
duct=Indicators> und <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=GERMANY&product=Indicators>
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Grafik 3: Energiemix (Primirenergieversorgung) 2014
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Quelle: International Energy Agency, <https:/[www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?country=POLAND=&product=balan
ces> und <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=GERMANY&product=Balances>

Grafik 4: Anteil von Netto-Importen an der Primirenergieversorgung fiir fossile Energietriger
2014
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Quelle: International Energy Agency, <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=POLAND&pro
duct=Indicators> und <https://www.iea.org/statistics/statisticssearch/report/?year=2014&country=GERMAN Y&product=Indicators>
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Grafik 5: Produktion, Export und Import von Strom 2014 (in GWh)
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Grafik 6: Stromproduktion nach Energietriger 2014
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18. — 31. Oktober 2016

18.10.2016

Senatsmarschall Stanistaw Karczewski (Recht und Gerechtigkeit/Prawo i Sprawiedliwos¢ — PiS) teilt seine Ent-
scheidung mit, dass der stellvertretende Senatsmarschall Bogdan Borusewicz (Biirgerplattform/Platforma Oby-
watelska — PO) bis auf Weiteres nicht mehr die Sitzungen des Senats leiten darf. Er habe sein Vertrauen verlo-
ren, da er ohne Riicksprache eine Beratungspause des Senats in Angelegenheit des Verfassungstribunals bis zum
20. Oktober beschlossen habe, so Karczewski. Die Beratungspause war vom PiS-Senator Jan Maria Jackowski bis
zum 19. Oktober beantragt und von Borusewicz um einen Tag verlingert sie, da der Prisident des Verfassungs-
tribunals, Andrzej Rzepliniski, am 19. Oktober nicht wiirde teilnehmen kénnen.

19.10.2016

Der Sejm debacttiert iiber den Entwurf des Haushaltsgesetzes 2017 von Finanz- und Entwicklungsminister
Mateusz Morawiecki. Die Opposition kritisiert u. a. das geplante Haushaltsdefizit von 59,35 Mrd. Zloty und die
Steuererhshungen.

20.10.2016

Der stellvertretende Auflenminister Konrad Szymanski spricht sich fiir die Aufrechterhaltung oder Verschirfung
der Sanktionen der EU gegeniiber Russland aus, die infolge der russischen Annexion der ukrainischen Halbinsel
Krim und des von Russland entfachten militirischen Konflikts in der Ostukraine verhingt wurden. Die Situa-
tion in der Ostukraine habe sich nicht geindert und die EU miisse in ihrem Verhalten Geschlossenheit und Kon-
sequenz zeigen.

21.10.2016

Stawomir Neumann, Fraktionschef der Biirgerplattform (Platforma Obywatelska — PO), teilt mit, dass die PO die
Berufung eines Untersuchungsausschusses zu den Verhandlungen mit dem Riistungskonzern Airbus Helicopters
(Frankreich) tiber den Kaufvon 50 Caracal Militirhubschraubern beantragt hat. Die Verhandlungen hatten unter
der Regierung von PO und Polnischer Bauernpartei (Polskie Stronnictwo Ludowe — PSL) begonnen. Anfang des
Monats hat die nun von Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwosci — PiS) gefiihrte Regierung die Ver-
handlungen fiir beendet erklirt und aufgehoben.

22.10.2016

Landesstaatsanwalt Bogdan Swiqczkowski sagt in einem Radiointerview, dass die Staatsanwaltschaft Ermittlun-
gen im Fall des geplatzten Kaufs von 50 Caracal Armeehubschraubern des Riistungskonzerns Airbus Helicop-
ters (Frankreich) aufnehmen bzw. beaufsichtigen wird. Mitte der Woche war das Zentrale Antikorruptionsbiiro
(Centralne Biuro Antykorupcyjne — CBA) iiber eventuelle Unregelmifigkeiten in der Angelegenheit informiert
worden, nachdem Anfang des Monats das polnische Entwicklungsministerium die Verhandlungen tiber den Kauf
fiir beendet erklirt und aufgehoben hatte.

23.10.2016

In einem offenen Brief appellieren mehr als 200 Angehérige von Opfern der Flugzeugkatastrophe von Smolensk
(2010) an die Regierung, die Kirchenhierarchie und die Gesellschaft, die vorgesehene Exhumierung der sterb-
lichen Uberreste nicht zu erlauben bzw. sich dagegen auszusprechen. Hintergrund ist, dass die Landesstaatsan-
waltschaft im Juni die Notwendigkeit der Exhumierung festgestellt hat, um die Todesursachen und die Ursache
des Flugzeugabsturzes zu bestimmen, da die von Russland durchgefiihrten medizinischen Analysen nach dem
Absturz nicht den héchsten Standards entsprochen hitten. Bei der Flugzeugkatastrophe waren auf dem Weg nach
Smolensk (Russland) 96 Personen, vor allem des politischen und 6ffentlichen Lebens Polens, darunter der dama-
lige Prisident Lech Kaczynski, todlich verungliickt. Bereits 2011/12 waren Exhumierungen von der polnischen
Militirstaatsanwaltschaft durchgefiihrt worden, anschliefflend war es zu Verwechslungen von Leichnamen und
Gribern gekommen.

24.10.2016

In mehreren Stidten Polens (u. a. in Warschau, Posen, Lodz, Danzig, Biatystok und Breslau) finden erneut »Schwarze
Protestmirsche« statt. Tausende Frauen demonstrieren fiir ihr Recht auf Selbstbestimmung bei Schwangerschaf-
ten. Hintergrund ist die Diskussion um die Verschirfung des Abtreibungsrechts.

25.10.2016

Das Verteidigungsministerium teilt mit, dass es den offenen Brief der Angehérigen von Opfern der Flugzeug-
katastrophe von Smolensk (2010) nicht kommentiere. Es achte die Gefiihle der Unterzeichnenden, sei sich aber
der Pflicht bewusst, das geltende Recht zu respektieren. Die Landesstaatsanwaltschaft hatte eine erneute Exhu-
mierung der Opfer des Flugzeugabsturzes fiir notwendig erachtet, um die Todes- und Ungliicksursachen bestim-
men zu kénnen.

26.10.2016

Verteidigungsminister Antoni Macierewicz zeigt sich beunruhigt tiber die Nachricht des schwedischen Verteidi-
gungsministeriums, dass am Vorabend zwei russische Korvetten in der Ostsee gesichtete worden seien, die mit
Atomwaffen ausgeriistet werden konnen. Ubereinstimmend mit dem schwedischen Verteidigungsminister Peter
Hultqvist hilt Macierewicz dies fiir eine ernstzunehmende Verdnderung des Krifteverhiltnisses in der Ostsee.
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27.10.2016

Die Regierung Polens schickt der Europdischen Kommission ihre Stellungnahme zu den Empfehlungen der Kom-
mission in der Angelegenheit der Reform des Verfassungstribunals, die die Regierung von Recht und Gerechtigkeit
(Prawo i Sprawiedliwosci — PiS) nach ihrem Amtsantritt 2015 eingeleitet hatte. Hintergrund ist, dass die Euro-
piische Kommission die Rechtsstaatlichkeit Polens gefihrdet sicht. Ministerprisidentin Beata Szydlo bekriftigt,
dass die Empfehlungen der Kommission politisch und nicht sachlich motiviert seien.

28.10.2016

Die Landesstaatsanwaltschaft teilt mit, dass es keine Méglichkeit gebe, gegen die Exhumierung der Opfer der
Flugzeugkatastrophe von Smolensk (2010) gerichtlich vorzugehen. Der Biirgerrechtsbeauftragte Adam Bodnar,
der im Zusammenhang mit dem Protest der Angehérigen der Opfer dieses Rechtsmittel nennt, beziehe sich auf
das Zivil- und Verwaltungsrecht, es gelte jedoch das Strafgesetzbuch.

29.10.2016

Das Verteidigungsministerium gibt bekannt, dass die Dienststelle fiir Bewaffnung Verhandlungen iiber den Kauf
von Militirhubschraubern mit den in Polen ansissigen Riistungskonzernen PZL Mielec und PZL Swidnik sowie
mit Airbus Helicopters (Frankreich) begonnen hat. Anfang des Monats hatte das polnische Entwicklungsminis-
terium die damaligen Verhandlungen mit Airbus Helicopters fiir beendet erklirt, da die Sicherheits- und wirt-
schaftlichen Interessen Polens nicht ausreichend beriicksichtigt worden seien. Ministerprisidentin Beata Szydto
sprach sich anschlieflend fiir die Vergabe von Auftrigen an Riistungsunternehmen in Polen aus.

31.10.2016

Die Pressesprecherin der Demokratischen Linksallianz (Sojusz Lewicy Demokratycznej — SLD), Anna Maria
Zukowska, teilt mit, dass die SLD bereits 125.000 Unterschriften fiir die Durchfiihrung eines Referendums zum
Abtreibungsrecht gesammelt hat. Fiir den Antrag auf eine Volksbefragung sind 500.000 Unterschriften erforderlich.

Sie kinnen die gesamte Chronik seit 2007 auch auf <http://www.laender-analysen.de/polen/> unter dem Link » Chronik« lesen.



http://www.laender-analysen.de/polen/

POLEN-ANALYSEN NR. 190, 01.11.2016

UBER DIE POLEN-ANALYSEN

Die Polen-Analysen erscheinen zweimal monatlich als E-Mail-Dienst. Sie werden gemeinsam vom Deutschen Polen-
Institut Darmstadt, der Bremer Forschungsstelle Osteuropa und der Deutschen Gesellschaft fiir Osteuropakunde
herausgegeben.

Ein Archiv der Polen-Analysen finden Sie im Internet unter <www.laender-analysen.de/polen>

Kostenloses Abonnement unter <http://www.deutsches-polen-institut.de/Newsletter/subscribe.php>

Diese Analysen finden Sie online als Lizenzausgabe auf

<bpb.de>

.
9.

Bundeszentrale flr
politische Bildung

Deutsches Polen-Institut Darmstadt (<www.deutsches-polen-institut.de>)

Das seit 1980 titige Deutsche Polen-Institut Darmstadt (DPI) ist ein Forschungs-, Informations- und Veranstaltungszentrum fiir
polnische Kultur, Geschichte, Politik, Gesellschaft und die deutsch-polnischen Beziehungen, die sich im Kontext der europiischen
Integration entwickeln. Institutionelle Tréger des DPI sind das Land Hessen, die Kultusminister der Linder, das Auswirtige Amt
und die Wissenschaftsstadt Darmstadt. Einen wesentlichen Beitrag zur Verwirklichung der Institutsziele leisten private Stiftungen.
Ziel der Vermittlertitigkeit des DPI ist es, »die zu interessieren, auf die es politisch, wirtschaftlich, gesellschaftlich und kulturell im
deutsch-polnischen Verhilenis ankommt« (Leitlinien 1997). Es geht um die Entscheider und Multiplikatoren in Politik, Kultur,
Bildung, Verwaltung, Medien und Wirtschaft. Das DPI versteht sich in Kooperation mit den Orten wissenschaftlicher Polen-Kom-
petenz an deutschen Hochschulen und Forschungsinstituten als verbindendes und vernetzendes Zentrum. Mit der iiber 68.000 Bin-
de zihlenden multidiszipliniren Fachbibliothek fiir Polen, die eine einzigartige Sammlung polnischer Belletristik in der Original-
sprache und in deutscher Ubersetzung umfasst, ist das DPI ein geschitzter Ort der Recherche und des wissenschaftlichen Arbeitens.

Forschungsstelle Osteuropa an der Universitit Bremen (<www.forschungsstelle.uni-bremen.de>)

1982 gegriindet, widmet sich die Forschungsstelle Osteuropa an der Universitit Bremen der interdiszipliniren Analyse der Linder
Ost- und Ostmitteleuropas in Zeitgeschichte und Gegenwart. Der Forschungsschwerpunke liegt dabei auf der Rolle von »Dissens
und Konsens«, von Opposition und Zivilgesellschaft in ihrem historischen, politischen, gesellschaftlichen und kulturellen Kontext.
Die Forschungsstelle besitzt in ihrem Archiv eine einzigartige Sammlung alternativer Kulturgiiter und unabhingiger Texte aus
den ehemaligen sozialistischen Lindern. Darunter befindet sich auch eine umfangreiche Sammlung des »Zweiten Umlaufs«, die
das Schrifttum und Dokumente unabhingiger Initiativen und gesellschaftlicher Gruppen in Polen aus der Zeit von 1976 bis zum
Umbruch umfasst. Hinzu kommt eine umfangreiche Bibliothek mit wissenschaftlicher Literatur. Mit Archiv, Bibliothek und zwei
wissenschaftlichen Abteilungen ist die Forschungsstelle auch eine Anlaufstelle sowohl fiir Gastwissenschaftler als auch fiir die in-
teressierte Offentlichkeit.

Eine der Hauptaufgaben der Forschungsstelle ist die Information der interessierten Offentlichkeit. Dazu gehéren unter anderem
regelmiBige E-Mail-Informationsdienste fiir Politik, Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Medien.

Das Institut fiir Offentliche Angelegenheiten (Instytut Spraw Publicznych — ISP) in Warschau ist einer der
fithrenden Think Tanks in Polen und seit 1995 als unabhingiges Forschungszentrum zu grundlegenden Fragen des 6ffentlichen
Lebens titig. Das ISP kooperiert eng mit zahlreichen Experten und Forschern wissenschaftlicher Einrichtungen im In- und Ausland.

<www.isp.org.pl>

Herausgegeben mit finanzieller Unterstiitzung der Stiftung fiir deutsch-polnische Zusammenarbeit

FUNDACJA WSPOLPRACY
POLSKO-NIEMIECKIE)

STIFTUNG
FUR DEUTSCH-POLNISCHE
ZUSAMMENARBEIT

Die Meinungen, die in den Polen-Analysen geduBert werden, geben ausschlielich die Auffassung der Autoren wieder.
Abdruck und sonstige publizistische Nutzung sind nach Riicksprache mit der Redaktion gestattet.
Redaktion: Prof. Dr. Dieter Bingen (verantwortlich) (Darmstadt), Silke Plate M.A. (Bremen)
Technische Gestaltung: Matthias Neumann
Polen-Analysen-Layout: Cengiz Kibaroglu, Matthias Neumann
Alle Ausgaben der Polen-Analysen sind mit Themen- und Autorenindex archiviert unter www.laender-analysen.de
Die Polen-Analysen werden im Rahmen der Datenbank World Affairs Online (WAQ) ausgewertet und sind im Portal IREON www.ireon-portal.de recherchierbar.
ISSN 1863-9712 © 2016 by Deutsches Polen-Institut Darmstadt und Forschungsstelle Osteuropa, Bremen
Kontakt: Dr. Andrzej Kaluza, Presse- und Offentlichkeitsarbeit, Deutsches Polen-Institut, Residenzschloss, Marktplatz 15,
D-64283 Darmstadt, Tel.: +49/6151/4202-20, Fax: +49/6151/4202-10, E-Mail: polen-analysen@dpi-da.de, Internet: www.laender-analysen.de/polen


http://bpb.de
http://www.deutsches-polen-institut.de
http://www.forschungsstelle.uni-bremen.de
http://www.isp.org.pl

	Analyse
	Auf dem Weg zu einer gemeinsamen EU-Energiepolitik? 
Debatten über Energiesicherheit in Polen und Deutschland
	Andreas Heinrich (Bremen), Julia Kusznir (Bremen), Aleksandra Lis (Posen), Heiko Pleines (Bremen), Karen Smith Stegen (Bremen), Kacper Szulecki (Breslau)

	Tabellen und Grafiken zum Text
	Die Energiewirtschaft Polens und Deutschlands im Vergleich

	Chronik
	18. – 31. Oktober 2016


